
Muster 1: 
Widerspruch gegen Ausweisungsverfügung

Landesverwaltungsamt
– Zentrale Ausländerbehörde –
Lebacher Str. 6a
66113 Saarbrücken

Betr.: – Az. … –
Ausweisungsverfügung vom (…)
Sehr geehrte Damen und Herren,

wir zeigen an, dass wir Herrn (…) vertreten. Eine auf uns lautende Vollmachtsurkunde liegt an.
Namens und im Auftrag unseres Mandanten erheben wir gegen die Ausweisungsverfügung vom (…) hiermit

WIDERSPRUCH
und beantragen,

1.
die Ausweisungsverfügung vom (…) – Az. … – aufzuheben,

2.
die Kosten des Widerspruchsverfahrens einschließlich der Kosten des Widerspruchsführers der Widerspruchsgegnerin aufzuerlegen,

3.
die Hinzuziehung eines Rechtsanwaltes für das Widerspruchsverfahren für notwendig zu erklären.

Gründe:
Die Ausweisungsverfügung wird zu Unrecht auf das Urteil des LG Saarbrücken vom (…) – Az. (…) – gestützt. Weder die Höhe der verhängten Freiheitsstrafe – 8 Jahre – noch die Art des begangenen Deliktes – Totschlag – können die Ausweisung rechtfertigen.

I.
Der Widerspruchsführer ist Staatsangehöriger der Türkei. Er ist in Deutschland geboren, aufgewachsen und Inhaber einer Niederlassungserlaubnis.

Der Widerspruchsführer genießt somit besonderen Ausweisungsschutz nach Art. 6 Abs. 1 des Beschlusses Nr. 1/80 des Assoziationsrates EWG-Türkei.

Die früher vertretene Ansicht, Art. 6 Abs. 1 des Beschlusses Nr. 1/80 des Assoziationsrates EWG-Türkei vermittele nur das Recht auf ungehinderten Zugang zum deutschen Arbeitsmarkt, nicht jedoch einen besonderen Ausweisungsschutz, ist zwischenzeitlich überholt; denn das durch Art. 6 Abs. 1 des Beschlusses Nr. 1/80 des Assoziationsrates EWG-Türkei garantierte Recht liefe im Ergebnis leer, wenn dem Betroffenen nicht zugleich auch ein Bleiberecht eingeräumt würde (vgl. EuGH NVwZ 2000, 1029, 1030 m.w.N.).

Staatsangehörige der Türkei genießen somit unter den Voraussetzungen des Art. 6 Abs. 1 des Beschlusses Nr. 1/80 des Assoziationsrates EWG-Türkei besonderen Ausweisungsschutz; folglich könnte unser Mandant als Inhaber einer Niederlassungserlaubnis nur ausgewiesen werden, wenn der ihm zustehende Ausweisungsschutz nicht entgegenstünde.

II.
Ob Art. 6 Abs. 1 des Beschlusses Nr. 1/80 des Assoziationsrates EWG-Türkei eine den §§ 53 ff. AufenthG gegenüber vorrangige Spezialnorm darstellt (vgl. VGH Kassel InfAuslR 1993, 50, 51/52) oder lediglich im Rahmen der Ermessensausübung zu berücksichtigen ist, bedarf hier keiner Entscheidung, da auch in letzterem Fall eine Ausweisung nicht in Betracht kommt.

Die Ausweisung stellt keine strafrechtliche Sanktion dar; sie ist eine Maßnahme der Gefahrenabwehr, so dass die Ermessensausweisung lediglich auf spezial- oder generalpräventive Erwägungen gestützt werden kann. Rechtfertigen weder spezial- noch generalpräventive Gründe die Ausweisung, hat diese auch im Falle der Verhängung hoher Freiheitsstrafen zu unterbleiben. Dies ist hier der Fall.

1.
Nach der Rechtsprechung des EuGH (NVwZ 2000, 1029 ff.) ist die generalpräventiv motivierte Ausweisung türkischer Staatsangehöriger unzulässig, sofern diese besonderen Ausweisungsschutz nach Art. 6 Abs. 1 des Beschlusses Nr. 1/80 des Assoziationsrates EWG-Türkei genießen. Wörtlich heißt es in der vorgenannten Entscheidung:


„Art. 14 Abs. 1 des Beschlusses ARB 1/80 ist dahin auszulegen, dass er der Ausweisung eines türkischen Staatsangehörigen, der ein unmittelbar durch diesen Beschluss gewährtes Recht innehat, entgegensteht, wenn diese Maßnahme aufgrund einer strafrechtlichen Verurteilung zum Zweck der Abschreckung anderer Ausländer verfügt wird, ohne dass das persönliche Verhalten des Betroffenen konkreten Anlass zu der Annahme gibt, dass er weitere schwere Straftaten begehen wird, die die öffentliche Ordnung im Aufnahmemitgliedstaat stören könnten.“

2.
Kann die Ausweisung somit nicht auf generalpräventive Gründe gestützt werden, bleibt zu prüfen, ob vom Widerspruchsführer nach seiner Haftentlassung eine Gefahr ausgeht, d.h. die Ausweisung aufgrund vorhandener Wiederholungsgefahr gerechtfertigt ist.

Dies ist vorliegend ebenfalls nicht der Fall.

Der Sachverständige Prof. Dr. R. hat in der Hauptverhandlung des Strafverfahrens dargelegt, dass die Tat aufgrund der besonderen Konfliktsituation zwischen den Eheleuten G. als singuläre Verfehlung anzusehen ist; der Widerspruchsführer habe keine generelle Neigung erkennen lassen, die den Schluss einer negativen Prognose zuließe. Wörtlich heißt es in dem Gutachten, das wir als Anlage beifügen:

„Abschließend ist darauf aufmerksam zu machen, dass der Proband bisher strafrechtlich nicht in Erscheinung getreten ist und in seiner gesamten Lebensgestaltung keine generelle Neigung zu einer erhöhten sozialen Konfliktbereitschaft hat erkennen lassen. Die Kriminalprognose ist insofern als uneingeschränkt günstig anzusehen. Der Tatentschluss geht auf eine besondere Konfliktsituation zurück, was die Annahme einer günstigen Prognose unterstreicht.“ (Unterstreichung nicht im Original)

Aufgrund dieser „uneingeschränkt günstigen Prognose“ kommt eine spezialpräventive Ausweisung im Ergebnis nicht in Betracht; weder die Höhe der verhängten Strafe – 8 Jahre Freiheitsstrafe – noch das begangene Delikt – Totschlag – rechtfertigen eine andere Betrachtungsweise. Liegt eine günstige Prognose vor, kann selbst bei hohen Freiheitsstrafen die Ausweisung nicht auf spezialpräventive Erwägungen gestützt werden. In einer Entscheidung des BayVGH (InfAuslR 1994, 257, 258/259) heißt es hierzu wörtlich:

„Seine Ausweisung lässt sich zwar nicht mit der sicherheitsrechtlichen Notwendigkeit der Unterbindung einer von ihm ausgehenden konkreten Wiederholungsgefahr in dem für die Berufungsentscheidung maßgeblichen Zeitpunkt des Erlasses des Widerspruchsbescheides der Regierung von Mittelfranken (…) tragfähig begründen. Denn nach dem im Berufungsverfahren vom Senat eingeholten (…) Gutachten (…), dem sich der Senat in vollem Umfang anschließt, ist aus psychiatrischer Sicht in dem in Rede stehenden Zeitpunkt die Gefahr, dass der Kläger nochmals ein Totschlagsverbrechen oder ein anderes vergleichbares Kapitaldelikt begehen würde, als sehr gering einzuschätzen, wenngleich es dem Gutachter zufolge nicht sicher auszuschließen ist, dass es künftig im Rahmen von Belastungssituationen nochmals zu körperlichen Tätlichkeiten kommen kann. Der Gutachter begründet in nachvollziehbarer Weise seine Prognose vor allem damit, dass der Kläger im Zeitpunkt seiner Tat (…) einer schweren chronischen Partnerschaftskonfliktslage mit tiefgreifenden Kränkungserlebnissen ausgesetzt gewesen sei.“

Dem ist nichts hinzuzufügen.

III.
Da die Ausweisung weder auf spezial- noch auf generalpräventive Gründe gestützt werden kann, ist die angefochtene Verfügung antragsgemäß aufzuheben.

Rechtsanwalt
(c) C.F. Müller, Verlagsgruppe Hüthig Jehle Rehm GmbH 
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